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Auf die Revision des Beklagten wird das Urteil des

Landessozialgerichts für das Land Nordrhein-Westfalen

vom 14° Februar 1974 aufgehoben und die Berufung der

Klägerin gegen das Urteil des Sozialgerichts Düsseldorf

vom 3° August 1973 zurückgewiesen°

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten„

Die Klägerin gewährte den bei ihr Versicherten Schwer—

kriegsbeschädigten K° und S° auf deren Antrag im Jahre

1968 Zuschüsse zu den Kosten für nicht schädigungs-

bedingten Zahnersatz in Höhe von DM 856,10, davon

DM 743,90 als vollen Kostenersatz an 80 und DM 112,25

als teilweisen Kostenersatz (Gesamtkosten DM 124„50)

an K° Das Einkommen beider Beschädigten unterschritt

in dieser Zeit die in'5 10 Abs° 5 des Bundesversorgungs-

gesetzes (BVG) aF erwähnte Jahresarbeitsverdienstgrenze„

Mit Schreiben Vom 28° März 1969 forderte die Klägerin

vom Beklagten die Erstattung dieser irrtümlich an
dessen Stelle erbrachten ZuSchüsse, die von ihr nach

5 13 Abs° 10 der Versicherungsbedingungen nicht zu
leisten gewesen seien°

Der Beklagte lehnte die Erstattung mit Schreiben9vom
22. April 1969 ab, weil der gewährte Zuschuß zum Zahn—

ersatz keine einer von ihm auf Antrag zu erbringenden

Sachleistung gleichwertige Leistung sei°

DasSozialgericht (SG)wies die Klage, mit der die
Klägerin den Erstattungsansprdch weiterverfolgte„ mit
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Urteil vom 3étßügust 1973-ab; Weil primär für die Behandlung
von

Nichtschädiguhgsfdlgén die Krankenkasse leistungspflich—
tig sei; was sich unabhängig von der_Zuständigkeitsregelung

des 5 18c Abs° 1 BVG aus % 10 Abs° 2 und 5 BVG ergebe und
durch 5 18c Abs° 6 Satz 2 BVG nF klargestellt werde„

Auf die Berufung der Klägerin verurteilte das Landessozial—

gericht (LSG) den Beklagten zur Zahlung von DM 856,15 an die
Klägerin (Urteil vom 14° Februar 1974, veröffentlicht in

ErsK 1974, 471 — 474)° Das LSG hielt die Berufung der

Klägerin entgegen der Ansicht der übrigen Beteiligten für

zulässig° Es ist den Erwägungen im Urteil des Bundessozial—

gerichts (BSG) vom 28° Juli 1972 (SozR Nr° 5 zu 9 14 BVG)
gefolgt°

Mit der zugelassenen Revision rügt der Beklagte Verletzung

der Grundsätze des allgemeinen Verwaltungsrechts über den

öffentlich—rechtlichen Erstattungsanspruch° Die Klägerin habe

die Zuschüsse nicht ohne Rechtsgrund erbracht und nicht "an—

stelle" der Verwaltunggeüährt° Ansprüche Schwerbeschädigter

auf Heilbehandlung von
Nichtschädigühgsfolgen seien ausge—

schlossen, wenn ein Sozialversicherungsträger zu einer ent—
sprechenden Leistung verpflichtet sei° Damit sei das Rang—

verhältnis zwischen Versorgungsbehörde und Krankenkasse hin—

sichtlich der Kostentragung im Innenverhältnis in der Weise

geregelt, daß bei Nichtschädigungsfolgen die
Lasten

einer

Heilbehandlung in erster Linie von den Sozialversicherungs—

trägern zu übernehmen seien° Durch die Neufassung des 5 18c

Abs. 6 BVG werde der bisherige Rechtszustand klargestellt°

Nach der Eingliederung des Zahnersatzes wäre für die Versor»

gungsbehörde anstelle der Sachleistung nur noch eine Kosten—

erstattung nach S 18 Abs° 2 BVG in Betracht gekommen, die dem

gleichen Zweck gedient hätte wie die Zuschüsse der Klägerin‚

Die Klägerin könne sich hinsichtlich des Ausschlusses der

Beschädigten von der Zuschußgewährung nicht auf 5 13 Abs. 10

ihrer Versicherungsbedingungen berufen° Da die Klägerin die
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Zuschüsse pflichtgemäß erbracht habe, sei die Leistung

nicht ohne Rechtsgrund erfolgt°

Der Beklagte beantragt,

das Urteil des LSGaufzuheben und die
Berufung der Klägerin gegen das Urteil

des SG zurückzuweisen„

Die Klägerin beantragt,

die Revision zurückzuweisen‚

Sie schließt sich den Ausführungen des LSG an.

Die Beigeladene stellt den inhaltsgleichen Antrag wie der

Beklagte und vertritt die Ansicht, die Voraussetzung für

einen öffentlich—rechtlichen Brstattungsanspruch sei

nicht gegeben und die Klägerin auch nicht aufgrund des

5 13 Abs. 10 ihrer Versicherungsbedingungen von der

Leistung befreit, Dem Wort "entsprechende" in 5 18c

Abs° 6 BVG aF komme eine andere Bedeutung zu als in 5 10

Abs. 6 BVG aF° Während es in 5 10 Abs° 6 BVG aF darum
gehe, Leistungen nach dem BVG auszuschließen, stelle

% 18c Abs. 6 BVG darauf ab, den Versorgungsberechtigten

Leistungsmöglichkeiten anderer Träger offen zu halten,

wobei es auf eine Kongruenz nach "Art und Umfang" der

Leistungen nicht ankomme° Das LSG hätte prüfen müssen, ob

5 13 Abs° 10 der Versicherungsbedingungen sich nicht nur

auf Leistungen für Schädigungsf019en beziehe° Bei der

selbst durchgeführten Heilbehandlung hätte nach 5 18

Abs, 2 BVG eine Kostenerstattung nur erfolgen müssen,

wenn zwingende Gründe die Inanspruchnahme der Versorgungs-

behörde unmöglich machten, Da solche Gründe nicht vorge—
legen hätten, habe auch keine Leistungspflicht des Beklagten

bestanden, ihm habe durch die Leistung der Klägerin kein

Vermögensvorteil entstehen können, denn er sei nicht von
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einer Verbindlichkeit befreit worden,

II

Die form— und fristgerecht eingelegte und begründete Revision

des Beklagten ist statthaft (@ 162 Abs° 1 Nr° 1, 164, 166

Sozialgerichtsgesetz — SGG —)° Das LSG hat die Berufung zu—
treffend als zulässig angesehen, weil sich der Beschwerdeuert

(% 149 SGG) bei Ersatzstreitigkeiten zwischen Behörden oder
Körperschaften des öffentlichen Rechts nach dem Gesamtbetrag

des Beschwerdegegenstandes richtet° Betrifft die Beschwer

mehrere Ansprüche, so werden diese zusammengerechnet (BSG 24,

260)° Die Revision erweist sich auch als erfolgreich, weil

die Klägerin entgegen der Auffassung des LSG keinen Anspruch

gegen den Beklagten auf Ersatz der von ihr den Beschädigten

K° und S° gewährten Zuschüsse für Zahnersatz hat°

Ein solcher Brsatzanspruch kann unstreitig nicht auf die

55 19, 20 BVG gestützt werden, weil die Zuschüsse an kranken—

versicherte Beschädigte wegen nicht als Schädigungsfolgen an—

erkannten Zahnverlusten gewährt wurden° Dadurch wird zwar ein

öffentlich—rechtlicher Brsatzanspruch der Klägerin, mit dem

durch einen internen Leistungsausgleich ungerechtfertigte

Rcchtsgüterverschiebungen zwischen gleichgeordneten Rechts—

trägern des öffentlichen Rechts ausgeglichen werden sollen,

nicht schlechthin ausgeschlossen (SozR Nr° 5 zu 5 14 BVG aF;

SozR 3100 5 18c Nr° 1 mo w° Nachwo)o Da die Klägerin den nach
ihren Versicherungsbedingungen vorgesehenen Zuschuß für Zahn—

ersatz geleistet hat und der Beklagte nach 5 10 Abs" 2 i°v„m°

Abs. 5 BVG aF nicht leistungspflichtig war, kommt ein solcher

Ausgleich aber hier nicht in Betracht° Denn nach 9 10 Abs° 2

und 5a BVG a? war der Anspruch Schwerbeschädigter auf Heil—

behandlung — worunter nach 5 11 Abso 1 Nr° 3 BVG auch Zahn—

ersatz fiel — für Gesundheitsstörungen, die nicht als

Schädigungsfolgen anerkannt waren,an° dann ausgeschlossen,

wenn ein Sozialversicherungsträger zu einer entsprechenden
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Leistung verpflichtet ware Dafür, daß dem Wort "ente;“=

sprechend" in 5 10 Abs° 5a BVG eine andere Bedeutung

als in 5 18c Abs° 6 BVG nF zukam — wie die Beigeladene

meint —, ergeben sich keine Anhaltspunkte°

Nach Abschnitt I Nr° 4 des 1968 noch gültigen Erlasses

des Reichsarbeitsministers vom 2° November 1943 (vgl.

AN 1943, II S‚ 485 fo) konnten die Krankenkassen Zu—

schüsse zu den Kosten für Zahnersatz gewähren (BSG 22,

67). Von dieser Möglichkeit hatte die Klägerin in 5 13

ihrer Versicherungsbedingungen (Stand: 10 September 1968)

Gebrauch gemacht und die näheren Einzelheiten über Be—

teiligung an den Kosten einer prothetischen Behandlung
mittels eines Zuschusses je nach Mitgliedschaftsdauer

geregelt (5 13 Abs° 4 bis 7 der Versicherungsbedingungen)°

Bei Zahnverlust infolge Arbeitsunfall bzw° Berufserkran-

kung sowie bei prothetischer Versorgung von Kriegsbeschä-

digtcn und Heimkehrern bestimmte sich der Anspruch des

Mitgliedes nach den hierfür geltenden besonderen Vor-

schriften (5 13 Abs° 10 Versicherungsbedingungen)„ Ob
mit der Beigeladenen die Auslegung zu erwägen ist, auch

bei prothetischer Versorgung von Kriegsbeschädigten und

Heimkehrern komme es hiernach auf einen ursächlichen

Zusammenhang des Zahnverlustes mit einem schädigenden

Ereignis an} kann dahingestellt bleiben‚ Denn selbst bei
Anwendung der "für Kriegsbeschädigte und Heimkehrer gelten—

den besonderen Vorschriften" im Sinne der von der Klägerin

vertretenen Auffassung wäre ein Ausschluß der Beschädigtcn

K. und S„ von der Zuschußgewährung nicht gerechtfertigt°

Wie der 10. Senat des BSG im Urteil vom 21° Mai 1974

- 10 RV 451/73 — (SozR 3100 5 18c Nr° 1)hbereitstausge-
führt hat, gehört nämlich zu den "besonderen Vorschrif—

ten" auch 9 18c Abs° 6 BVG, wonach auf Rechtsvorschriften

beruhende Leistungen öffentlich-rechtlicher Leistungs-

träger, auf die jedoch kein Anspruch bestand, nicht des-

halb versagt werden durften, weil nach den 55 10 bis 248
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BVG entsprechende Leistungen vorgesehen waren° Hiernach ist

davon auszugehen, daß die Klägerin in Fällen der vorliegen—

den Art leistungspflichtig vor dem Beklagten ware Eine "ent-

sprechende Leistung" war nämlich immer dann gegeben, wenn

nach 5 18 Abs° 2 BVG lediglich noch eine Geldleistung in Be—
tracht kommen konnte, weil die Sachleistung (% 11 Abs° 1 Nr„ 3
i„v.‚m° % 18c Abs° 1 BVG) wegen der bereits durchgeführten

Heilbehandlung (Zahnersatz) nicht mehr möglich war, Zumindest

in diesen Fällen handelte es sich — wie der 10° Senat in sei-

nem Urteil vom 21° Mai 1974 (aaO) ausgesprochen hat — um eine
"kongruente" Leistung, die den Voraussetzungen einer "ent—

sprechenden Leistung" genügtec Durch die "Zuständigkeits—

regelung" des 5 18c Abs° 1 BVG in der wegen des Zeitpunktes

der Leistung anzuwendenden Fassung des 30 Neuordnungsgesetzes

(3° NOG) vom 28" Dezember 1966 (BVBI I 750) war zwar für die
Gewährung von Zahnersatz und für Zuschüsse für die Beschaf—

fung von Zahnersatz die Verwaltungsbehörde ZUStändig, während

im übrigen die 55 10, 11, 12, 17, 18a bis 19, 21 und 24a BVG

durch die Träger der gesetzlichen Krankenversicherung

(Krankenkassen) durchgeführt wurden (@ 18c Abs° 2 BVG; BT-

Drucks° v 1012, 3° 25 Nr° 14)„ Andererseits besagte @ 18
Abs° 2 Satz 1 BVG aber, daß die K0sten einer nach der Aner—

kennung selbst durchgeführten Heilbehandlung in angemessenem
Umfang zu erstatten seien, wenn zwingende Gründe die Inan—

spruchnahme der Krankenkasse (% 18c Abs° 2 BVG) oder der

Versorgungsbehörde (% 18c Abs° 1 BVG) unmöglich machten, Für
versorgungsberechtigte Krankenkassenmitglieder sollte dies

jedoch nur gelten, wenn die Kasse nicht zur Leistung ver—

pflichtet war, sowie hinsichtlich der Leistungen, die nach

5 18c Abs° 1 BVG durch die Verwaltungsbehörde zu gewähren

waren. Mit dieser Regelung sollte sichergestellt werden, daß

krankenversicherte Beschädigte unter den genannten Voraus—

setzungen u.‚a° Kosten für Zahnersatz erstattet erhielten,

sofern die Krankenkasse nicht zur Leistung verpflichtet war°

Die Anwendung dieser Vorschrift auf den vorliegenden Fall

scheitert aber bereits daran, daß die Beschädigten K0 und S,
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die KrankenkaSse tatsächlich in Anspruch genommenund auf
deren Kosten den Zahnersatz auch schon erhalten hatten,

zwingende Gründe also der Inanspruchnahme der Versorgungs—

behörde nicht entgegengestünden« haben° Auch deshalb ent—

fiel eine Leistungspflicht des Beklagten„ Dieser Rechts—

auffassung steht die Entscheidung des 8° Senats vom

28‚ Juli 1972 (SozRNr„ 5 zu s 14 BVG),der inzwischen
nicht mehr für Kriegsopferversorgung (KGV) zuständig ist,

nicht entgegen, weil der dort entschiedene Fall dadurch«

gekennzeichnet gewesen ist, daß der Verlust von 7 Zähnen

als Schädigungsfolge anerkannt war, also ein Anspruch

auf Heilbehandlung nicht nach 5 10 Abs° 2, sondern nach

5 10 Abs° 1 BVG bestand, Zwar können nach 5 18c Abs° 1

BVG auch Zuschüsse in angemessener Höhe zur Beschaffung

von Zahnersatz von der Verwaltungsbehörde gewährt werden,

jedoeh unterliegen diese Kann-Leistungen ebenfalls den

Voraussetzungen des 5 10 Abs„ 4, 5 und 6 BVG, sind also

gegenüber der Leistungspflicht der Klägerin in jedem Fall

subsidiär (5 12 Abs° 2 BVG)° Der Umstand, daß ein öffent—
lich—rechtlicher Ersatzanspruch der Klägerin durch die

55 19, 20 und 81bLBVG nicht ausgeschlossen wäre, kommt

demzufolge hier nicht zum Tragen° Eine irrtümliche

Leistungspflicht der Klägerin hat nicht vorgelegen, sie

hat auch kein fremdes, sondern ein eigenes Geschäft aus-

geführt (5 677 f. Bürgerliches Gesetzbuch — BGB „) und

den Zuschuß nicht ohne Rechtsgrund geleistet° Auf die

mit dieser Ansicht übereinstimmende Auffassung des Bundes—

ministers für Arbeit und Sozialordnung (BMA) im Rund—

schreiben vom 29° Januar 1973 (BVBl 1973, S, 11) wird er-
gänzend hingewiesen, Auch nach dem Rundschreiben des BMA

vom 6.) März 1967 (BVBl 1967, 48, 51)—sollte 5 18c Abs° 6

BVG aF sicherstellen, daß andere öffentlich—rechtliche

Leistungsträger ihre Brmessensleistungen nicht mit der

Begründung versagen oder kürzen, das BVG sehe entsprechende

Leistungen vor (vgl° auch BSG 28, 54)° Die von der Klägerin

hervorgehobene Erläuterung zu € 11 (aaO 3° 49) betrifft den
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Fall, daß eine Naturalleistung nächudém«BVG in Betracht

kommt, der — wie bereits dargelegt — hier nicht gegeben

ist„ Deshalb kann es auf die Frage‚ ob das 3° Anpassungs—

gesetz vom 16° Dezember 1971 (BGBl I 1953) durch die Er—

gänzung des 5 18c Abs° 6 BVG eine gesetzliche Änderung für
die Zeit ab 1° Januar 1972 gebracht oder lediglich den be—

reits vorher vorhandenen Rechtszustand im Hinblick auf

unterschiedliche Rechtsauffassungen der Beteiligten weiter

geklärt hat, nitht mehr ankommen° Da das SG im Ergebnis zu5
treffend einen Ersatzanspruch der Klägerin verneint hat,

war die Berufung der Klägerin unter Aufhebung des Urteils

des LSG zurückzuweisen (5 170 Abs„ 1 Satz 1 SGG)°

Die Kostenentscheidung folgt aus 5 193 Abs° 4 SGG"
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